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Rassistische Stereotype im
multikulturellen Schweden?
Das Land nimmt zwar relativ viele Einwanderer auf, ist aber nicht frei von Diskriminierung

Das Multikulturelle Zentrum wurde
1987 gegründet. Mit welchem Ziel?
Die Gemeinde Botkyrka erlebte in den
80er Jahren eine rapide zunehmende
Migration von Menschen aus nicht-
westlichen Ländern, besonders des
Mittleren Ostens, die sich im Norden
der Gemeinde niederließen. Daraus
folgte eine demografische Verände-
rung, wodurch die Idee für das Zent-
rum entstand. Anfangs sollte es ein
Museum für Migration werden, doch
schon bald wurde es zu einem For-
schungsinstitut. Heute richtet sich der
Fokus auf das Sammeln von Infor-
mationen rund um Migration und
Rassismus in Schweden und auf die
Veränderungen des Landes hinsicht-
lich der zunehmenden Multikultu-
ralität.

Worum geht es in der gegenwärti-
gen Ausstellung und wie sind die
Reaktionen?
Die Ausstellung zeichnet gegenwär-
tige Veränderungen in Schweden
nach. An die 15 Prozent der hier le-
benden Bevölkerung sind »of Color«
(andersfarbig), aber entweder hier
geboren oder seit Langem hier sess-
haft. Wir versuchen deshalb, den Fo-
kus weniger auf Begrifflichkeiten wie
Migration und Kultur zu setzen, son-
dern uns anzuschauen, wie Rassis-
mus das Leben nicht-weißer Men-
schen beeinflusst. Dazu präsentieren
wir in der Ausstellung diverse Statis-
tiken, um aufzuzeigen, wie Segrega-
tion in Schweden aussieht und wel-
che rassistischen Stereotype gesell-
schaftlich vorherrschen. Ein weiterer
Bestandteil ist die Auseinanderset-
zung mit Weißsein und Privilegien,
die zu kritischem Denken im Bezug
auf die nach wie vor herrschende
weiße Norm einlädt. Die Reaktionen

sind sehr geteilt. Viele sind von der
Art der Darstellung schockiert, an-
dere erkennen sich selbst darin wie-
der, sicherlich insbesondere schwe-
dische Menschen »of Color«. Weißen
Schwedinnen und Schweden dage-
gen fällt es schwer, über Rassismus
und Diskriminierung in Schweden zu
sprechen, weil sie noch immer an das
Bild eines durch und durch antiras-
sistischen und gleichberechtigten
Landes glauben.

Sie setzen sich mit der Verknüpfung
von Schwedischsein und Weißsein
auseinander. Wer wird als schwe-
disch erachtet?
Heutzutage lässt sich Schwedischsein
mit Weißsein gleichsetzen. Das heißt,
dass es einer nicht-weißen Person
nicht zugestanden wird, auch schwe-
disch zu sein. Auch scheinen andere
Faktoren wichtig zu sein, wie das Be-
herrschen der schwedischen Sprache,
der Besitz der Staatsbürgerschaft, das
Bekenntnis zum christlichen Glauben
und so weiter. Selbst adoptierten
nicht-weißen Menschen, die hier ge-
boren und aufgewachsen sind, wird
nach wie vor das Schwedischsein ab-
erkannt. Sie bekommen noch immer
ausschließende Fragen wie »Wo
kommst du her?« gestellt.

Schweden hat in beiden Weltkrie-
gen eine »neutrale« Position einge-
nommen und dadurch keine ökono-
mischen Schäden davongetragen.
Das und die Beschäftigung von Gast-
arbeitern trug zu einem enormen
Wirtschaftsaufschwung bei, weshalb
sogar Migranten gleiche Rechte wie
der Mehrheitsbevölkerung zuge-
standen wurden. Wie steht es heute
um die Migrationspolitik?

Zwischen 1950 und 1980 sind Mig-
ranten aus skandinavischen und an-
deren europäischen Ländern in ein
extrem wohlhabendes Land einge-
reist. Diese Situation hat sich nach
1990 durch die ökonomische Krise
verändert. Heute ist Schweden, durch
die Einführung eines neoliberalen
Wirtschaftsmodells, nicht mehr der
Wohlfahrtsstaat, der er einmal war.
Hinzu kommt, dass 2001 das Schen-
gener Abkommen unterzeichnet wur-
de, was zu einer Verschärfung der
Grenzkontrollen führte. Obwohl
Schweden im Vergleich zu anderen
EU-Ländern viele Flüchtlinge auf-
nimmt, gestaltet sich die Migrations-
politik derzeit restriktiv und weist ei-
nen militarisierten Charakter auf.
Doch auch Menschen, die vor lan-

ger Zeit eingewandert sind, erfahren
in Schweden Diskriminierungen. Da-
rum erscheint die Dekonstruktion bis
hin zur Zerstörung der Gleichsetzung
von Schwedischsein mit Weißsein er-
forderlich. Zudem muss die ungleiche
Verteilung auf dem Arbeits- und Woh-
nungsmarkt angegangen werden. Um
das alles erreichen zu können, müs-
sen wir unbedingt anfangen, öffent-
lich über Rassismus und Weißsein zu
sprechen.

Schweden gilt im EU-Vergleich als
einwanderungsfreundlich. Tatsächlich
aber erleben Eingewanderte auch
nach langem Aufenthalt im Lande
Diskriminierungen. Das Multikultu-
relle Zentrum (Mångkulturellt cent-
rum) im Stockholmer Bezirk Botkyrka,
wo im Mai 2013 Aufstände gegen Po-
lizeigewalt und herrschende Migrati-
onspolitik ausbrachen, widmet sich in
einer Ausstellung »Varning för ras«
(Vorsicht vor Rasse) dem Rassismus in
Schweden. Dr. Tobias Hübinette,
Dozent an der Södertörn Universität
Stockholm, gehört zu den Gestaltern
der Ausstellung. Regina Knoll befrag-
te ihn für »nd«. Foto: Privat

»Einer nicht-weißen Person wird nicht zugestanden, auch schwedisch zu sein.« Foto: AFP/Jonathan Nackstrand
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Über 150 Todesurteile
gegen Meuterer in
Bangladesch

Dhaka. Fast fünf Jahre nach einer
blutigen Meuterei von Grenz-
truppen in Bangladesch hat ein
Gericht in der Hauptstadt Dhaka
mehr als 150 Paramilitärs zum
Tode verurteilt. Weitere 160 er-
hielten lebenslange Haftstrafen,
berichtete Independent Televisi-
on am Dienstag. Bei dem Auf-
stand im Hauptquartier der para-
militärischen Bangladesh Rifles
(BDR), die heute Border Guards
Bangladesh heißen, waren im
Februar 2009 insgesamt 74 Men-
schen getötet worden. dpa/nd

Russische Nationalisten
erstachen Usbeken
Petersburg. Am Rande einer frem-
denfeindlichen Demonstration in
St. Petersburg haben Unbekannte
einen Einwanderer aus Zentral-
asien erstochen.Wie die Polizei am
Dienstag mitteilte, wurde am
Montagabend die »Leiche eines
Bürgers eines zentralasiatischen
Landes« gefunden. Die Nachrich-
tenseite fontanka.ru berichtete,
Ultranationalisten in charakteris-
tischen Uniformen hätten den
Mann, einen 51-jährigen Usbeken,
niedergestochen. AFP/nd

Frankreich schickt mehr
Soldaten in Malis Norden
Paris. Nach der Ermordung zweier
französischer Journalisten in Mali
hat Frankreich seine Militärprä-
senz im Nordosten des Landes ver-
stärkt. 150 Soldaten seien vom Sü-
den in die Stadt Kidal im Nordos-
ten verlegt worden, sagte Frank-
reichs Außenminister Laurent Fa-
bius am Dienstag. Etwa 200 fran-
zösische Soldaten waren bereits in
Kidal stationiert, wo am Sonn-
abend zwei Reporter entführt und
erschossen worden waren. AFP/nd

Serbien fordert: Wahl in
Nordkosovo wiederholen
Belgrad. Serbien verlangt wegen
der Ausschreitungen eine Wie-
derholung der Kommunalwahl im
Norden Kosovos. Das berichtete
der Sender B92 am Dienstag, ei-
nen Tag vor dem Treffen der Re-
gierungschefs Serbiens und Koso-
vos, Ivica Dacic und Hashim Tha-
ci, in Brüssel. Serbische Extremis-
ten hatten vor allem in Kosovska
Mitrovica Wahllokale überfallen,
Wähler verprügelt und Wahlurnen
demoliert. Wegen drohender Aus-
schreitungen auch an anderen Or-
ten waren die Wahllokale vorzei-
tig geschlossen worden. dpa/nd

M23-Rebellen
in Ostkongo
geben auf
Nach anderthalb Jahren be-
waffneten Kampfes gegen die
Armee haben sich die Rebellen
der M23-Miliz in der Demokra-
tischen Republik Kongo ge-
schlagen gegeben.

Kinshasa. In einer von ihrem poli-
tischen Führer Bertrand Bisiimwa
unterzeichneten Erklärung hieß es
am Dienstag, die M23 erkläre das
Ende ihrer Rebellion und gebe ih-
re Waffen ab. Man werde künftig
versuchen, die Probleme, die zum
Aufstand führten, mit politischen
Mitteln zu lösen. Die kongolesi-
sche Armee hatte wenige Stunden
zuvor verkündet, sie habe die M23
geschlagen. Die letzten Kämpfer
der Gruppe seien entweder über
die Grenze nach Uganda geflohen
oder hätten sich ergeben. Die Waf-
fen der Rebellen seien zerstört
worden.
DieM23-Bewegungwurde einst

von ehemaligen Tutsi-Rebellen
gegründet, die nach einem Frie-
densabkommen vom 23. März
2009 in die kongolesische Armee
integriert worden waren, dann
aber wegen diverser Streitigkeiten
wieder desertierten. Die Gruppe
begann im vergangenen Jahr ei-
nen Aufstand gegen die kongole-
sische Regierung. Im November
2012 hatte sie die strategisch
wichtige Stadt Goma eingenom-
men und zehn Tage lang kontrol-
liert. Zeitweise drohte sie sogarmit
einem Marsch auf die Hauptstadt
Kinshasa.
In Uganda wurden im vergan-

genen Dezember zwar Friedens-
gespräche aufgenommen, sie wur-
den jedoch immer wieder unter-
brochen. Kongos Armee begann
am 25. Oktober eine Großoffensi-
ve, die von UN-Soldaten unter-
stützt wurde. »Wir werden an-
greifen, bis alles unter Kontrolle
ist«, hieß es aus der UN-Truppe.
Nach Angaben des Flüchtlings-

hilfswerks UNHCR flohen im Os-
ten der Demokratischen Republik
Kongo seit Beginn der M23-Re-
bellion etwa 800 000 Menschen.
Auch wenn die Rebellengruppe
besiegt sein sollte, bleibt die Re-
gion instabil. Reich an Boden-
schätzen, ist das Länderdreieck
Kongo-Uganda-Ruanda seit gut 20
Jahren Schauplatz nicht enden
wollender Gewalt. Es gibt noch
rund 40 weitere Milizen, die die
Bevölkerung in den Dörfern ter-
rorisieren. Die kongolesische Re-
gierung teilte mit, »umgehend« ei-
ne Offensive auch gegen die Hutu-
Rebellengruppe Demokratische
Kräfte für die Befreiung Ruandas
(FDLR) zu starten. Agenturen/nd
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